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Abschrift 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 26. April 1968 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 

des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 

Herrn Bundestagsabgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal) 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
323. Sitzung am 26. April 1968 beschlossen hat, hinsichtlich des 
vom Deutschen Bundestag am 27. März 1968 verabschiedeten 

Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) 

— Drucksachen V/ 1269, V/2600 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 


Koschnick 

Vizepräsident 


Bonn, den 26. April 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 4. April 1968 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Koschnick 

Vizepräsident 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 
(OWiG) 


I. 

1 . Zu § 29 Abs. 2 Satz 2 

In § 29 Abs. 2 Satz 2 sind nach dem Wort „Ver- 
jährungsfrist" die Worte, „mindestens aber ein 
Jahr" einzufügen, 

Begründung 

Im Hinblick auf die vom Bundestag beschlossene 
Fassung des § 26 Abs. 3 StVG (Artikel 3 Nr. 6 
EGOWiG) würde eine Verkehrsordnungswidrig- 
keit spätestens nach 6 Monaten verjähren, wenn 
die vorgeschlagene Änderung nicht vorgenom- 
men würde. Diese Frist reicht für eine sachge- 
mäße Verfolgung von Verkehrsordnungswidrig- 
keiten nicht aus, insbesondere in den Fällen, in 
denen die Staatsanwaltschaft Ordnungswidrig- 
keiten im Zusammenhang mit Straftaten ver- 
folgt. 


2. Zu § 47 Abs. 2, §§ 75, 77 Abs. 2 

§ 47 Abs. 2, § 75 Abs. 2 und § 77 Abs. 2 sind 
in der Fassung der Regierungsvorlage (§ 38 
Abs. 2, § 64 Abs. 2 und § 66 Abs. 2) wiederher- 
zustellen. 

Begründung 

Es ist zu befürchten, daß die Gerichte dann, 
wenn die Zustimmung der Staatsanwaltschaft 
für die Einstellung des Verfahrens nicht erfor- 
derlich ist, vor allem bei Ordnungswidrigkeiten 
auf entlegenen Rechtsgebieten von der Einstel- 
lungsmöglichkeit in einer Weise Gebrauch 
machen, welche die öffentlichen Interessen nicht 
gleichmäßig und nicht ausreichend berücksich- 
tigt, Eine angemessene Berücksichtigung der 
öffentlichen Interessen ist nur zu erreichen, 
wenn die Zustimmung der Staatsanwaltschaft 
Voraussetzung für die Einstellung des Verfah- 
rens ist. In diesem Fall kann durch Richtlinien 
bestimmt werden, daß die Staatsanwaltschaft 
der Einstellung des Verfahrens auf bestimmten 
Rechtsgebieten nur im Zusammenwirken mit der 
Verwaltungsbehörde zustimmen darf. 

Die Wiederherstellung des § 75 Abs. 2 bewirkt, 
daß in Bagatellsachen, in denen die Staatsan- 
waltschaft an der Hauptverhandlung nicht teil- 
nimmt, auf ihre Zustimmung verzichtet werden 
kann. 


Der Vorschlag zu § 77 Abs. 2 ist eine notwen- 
dige Folge des Vorschlags zu § 75 Abs. 2. 

3. Zu § 63 Abs. 3 Satz 2 
Zu § 76 Abs. 2 

§ 63 Abs. 3 Satz 2 und § 76 Abs. 2 sind zu 
streichen. 

Begründung 

Der Bundesrat hat bereits im ersten Durchgang 
am 11. November 1966 die Streichung der er- 
wähnten Vorschriften empfohlen und darauf 
hingewiesen, daß es nicht der Staatsanwaltschaft 
{§ 51 Abs. 3 Satz 2; jetzt: § 63 Abs. 3 Satz 2) 
oder dem Gericht (§ 65 Abs. 2; jetzt: § 76 Abs. 2) 
überlassen bleiben kann, ob für die Entschlie- 
ßung, das Verfahren einzustellen, oder für Ent- 
scheidungen des Gerichts die Verwaltungsbe- 
hörde gehört werden soll (vgl. BT-Drucksache 
V/1269, Anlage 2 Ziffer 12 und 14). Dabei hat 
der Bundesrat insbesondere hervorgehoben, daß 
in diesen Fällen auf die besondere Sachkunde 
der Verwaltungsbehörde, die Gericht und Staats- 
anwaltschaft kaum im erforderlichen Maße be- 
sitzen können, nicht verzichtet werden darf. 
Darüber hinaus betonte der Bundesrat, daß es 
in der Regel darauf ankommen wird, die Bedeu- 
tung und Auswirkung einer Ordnungswidrig- 
keit aus der Kenntnis der Gesamtzusammen- 
hänge und aufgrund der ständigen Verwaltungs- 
praxis zu erläutern. 

Demgegenüber hat der Bundestag nicht nur die 
Vorschläge des Bundesrates unberücksichtigt 
gelassen, sondern die Stellung der Verwaltungs- 
behörde sogar noch verschlechtert. 

Dem kann der Bundesrat nicht zustimmen. Die 
vom Bundestag beschlossenen Fassungen des 
§ 63 Abs. 3 Satz 2 und des § 76 Abs. 2 OWiG 
werden den berechtigten Interessen der Ver- 
waltungsbehörde als Bußgeldbehörde nicht ge- 
recht. Die Verwaltungsbehörde darf nicht auf 
Ermessensentscheidungen der Staatsanwaltschaft 
und des Richters angewiesen sein. Sie muß viel- 
mehr ausnahmslos die Möglichkeit haben, eine 
Anhörung zu verlangen und ihre Gesichtspunkte 
vorzutragen. Die Erwägungen des Bundestages, 
die der Bundesrat miteinbezogen hatte, können 
demgegenüber nicht durchgreifen. 


2 



Drucksache V/2857 


Deutscher Bundestag 


4. Zu §§ 79, 80 Abs. 1, § 83 Abs. 2 Satz 2 

1. § 79 ist wie folgt zu ändern: 

a) In Absatz 1 werden 

aa) in Nummer 5 am Ende das Komma 
durch einen Punkt ersetzt und das 
Wort „oder" gestrichen; 

bb) die Nummer 6 gestrichen. 

b) Dem Absatz 1 wird folgender Satz 2 an- 
gefügt: 

„Gegen das Urteil ist die Rechtsbe- 
schwerde ferner zulässig, wenn sie zuge- 
lassen wird (§ 80)." 

c) In Absatz 2 werden die Worte „des Ab- 
satzes 1 Nr. 1 bis 3 oder 6" durch die 
Worte „des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 
oder des Satzes 2" ersetzt. 

2. In § 80 Abs. 1 sind die Worte „§ 79 Abs. 1 
Nr. 6" durch die Worte „§ 79 Abs. 1 Satz 2" 
zu ersetzen. 

3. In § 83 Abs. 2 Satz 2 zweiter Halbsatz sind 
die Worte „§ 79 Abs. 1 Nr. 6" durch die 
Worte „§ 79 Abs. 1 Satz 2" zu ersetzen. 

Begründung 

Im Regierungsentwurf war die Unanfechtbarkeit 
der im schriftlichen Verfahren ergebenden Be- 
schlüsse bei Einsprüchen gegen Bußgeldbe- 
scheide mit einer Geldbuße von nicht mehr als 
200 DM vorgesehen. Eine solche Regelung führt 
zu einer Vereinfachung des Verfahrens und zu 
einer nicht unbeträchtlichen Entlastung der 
Oberlandesgerichte. In der Begründung der Re- 
gierungsvorlage zu § 61 wird zutreffend darauf 
hingewiesen, daß Bedenken gegen eine solche 
Regelung schon deshalb nicht begründet sind, i 
weil der Betroffene in diesem Bagatellbereich ; 
ohnehin grundsätzlich kein Rechtsmittel haben ; 
soll. Soweit gegen ein Urteil ausnahmsweise ein ^ 
Rechtsmittel zugelassen werden kann, soll die 
Entscheidung nicht zur Wahrung der Rechte des 
Betroffenen nachgeprüft werden, sondern zur 
Fortbildung des Rechts und zur Sicherung einer 
einheitlichen Rechtsprechung, Die in der Regie- ^ 
rungsvorlage vorgesehene Regelung sollte da- ; 
her insoweit wiederbergestellt werden. 

5. Zu § 105 

§ 105 ist wie folgt zu fassen: 

„§ 105 I 

(1) Im Verfahren der Verwaltungsbehörde 
gelten § 464 Abs. 1, die §§ 465, 466, 467 a, 469 | 
Abs. 1, 2 sowie die §§ 470 und 472 b der Straf- j 
Prozeßordnung sinngemäß, im Verfahren gegen 1 
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Jugendliche und Heranwachsende ferner § 74 
des Jugendgerichtsgesetzes. 

(2) Die notwendigen Auslagen, die nach Ab- 
satz 1 in Verbindung mit den §§ 467 a, 470 und 
472 b der Strafprozeßordnung die Staatskasse 
zu tragen hat, werden der Bundeskasse aufer- 
legt, wenn eine Verwaltungsbehörde des Bun- 
des das Verfahren durchführt, sonst der Landes- 
kasse." 

Begründung 

Notwendige Folge des Änderungsvorschlags zu 
Artikel 2 Nr. 20 bis 32 EGOWiG. 


II. 

6. Zu § 12 Satz 1 

In § 12 Satz 1 sind das Wort „und" vor den 
Worten „bei Abwägung" durch das Wort 
„wenn" zu ersetzen und die Worte „von ihm" 
zu streichen. 

Begründung 

Redaktionelle und sprachliche Verbesserung. 

7. Zu § 28 Abs. 1 Satz 2 

§ 28 Abs. 1 Satz 2 ist wie folgt zu fassen; 

„Ist der Beginn oder die Fortsetzung eines Buß- 
geldverfahrens von einer Vorfrage abhängig, 
über die in einem anderen Verfahren entschie- 
den werden muß, so ruht die Verjährung bis zu 
dessen Beendigung." 

Begründung 
Sprachliche Verbesserung. 

8. Zu § 97 Abs. 1 

In § 97 Abs. 1 sind die Worte „85 Abs. 1" durch 
die Worte „85 Abs. 3" zu ersetzen. 

Begründung 

Beseitigung eines Redaktionsversehens (vgl. die 
gleiche Verweisung in § 91). 

9. Zu § 104 Abs. 1 Nr. 2 

§ 104 Abs. 1 Nr. 2 ist wie folgt zu fassen: 

„2. von dem Gericht des ersten Rechtszuges, 
im Verfahren gegen Jugendliche und Her- 
anwachsende von dem Jugendrichter, dem 
die Vollstreckung obliegt, wenn eine ge- 
richtliche Bußgeldentscheidung zu vollstrek- 
ken ist,". 
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Begründung 

Nach der vom Bundestag beschlossenen Fassung 
des § 104 Abs. 1 Nr. 2 sollen die gerichtlichen 
Entscheidungen nach §§ 96, 98, wenn eine ge- 
richtliche Bußgeldentscheidung zu vollstrecken 
ist, von dem Gericht des ersten Rechtszuges er- 
lassen werden, soweit sich aus § 96 Abs. 1 oder 
§ 98 Abs. 1 Satz 1 nichts anderes ergibt. § 96 
enthält aber keine deutlich erkennbare eigene 
Zuständigkeitsregelung, sondern verweist durch 
die Verwendung des Wortes „Gericht" seiner- 
seits auf die allgemeine Zuständigkeitsvorschrift 
des § 104. Durch die beantragte Änderung wird 
erreicht, daß das nach dem Schriftlichen Bericht 
m BT-Drucksache V/2600 vom Bundestag Ge- 
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wollte klar zum Ausdruck kommt. Eine solche 
Klarstellung ist im Interesse der Praxis geboten. 

10. Zu § 112 

In § 112 Ist folgender Satz 2 anzufügen: 

„§ 68 Abs. 3 tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft." 

Begründung 

Die Ermächtigungsnorm sollte sofort in Kraft 
treten. In gleicher Weise ist in Artikel 167 
Abs. 2 EGOWiG hinsichtlich der §§ 26, 27 und 28 
StVG verfahren worden. 
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